Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksadle 2194 


Der Bundesminister der Finanzen 


II E/1 - BL 


1470 

1489 


- 2/56 


Bonn, den 5. März 1956 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Befriedigung von Gläubigern der Sonderbau- 
verwaltung Rheinland-Pfalz 

Bezug: Kleine Anfrage 218 der Abgeordneten Dr. Atzen- 
roth, Müller-Hermann und Genossen 
- Drucksache 1970 - 


Zu der Kleinen Anfrage 218 der Herren Abgeordneten Dr. Atzen- 
roth, Müller-Hermann und Genossen nehme ich namens der Bundes- 
regierung wie folgt Stellung: 

1. Das Bundesministerium der Finanzen hat die Sonderbauverwal- 
tung des Landes Rheinland-Pfalz nicht beauftragt oder ermächtigt, 
in den Jahren 1950 bis 1952 in seinem Namen Bauverträge zugun- 
sten der französischen Besatzungsmacht zu schließen. 

2. Schon im Jahre 1946 hat die französische Besatzungsmacht die 
deutschen Baudienststellen in Rheinland-Pfalz — später Sonder- 
bauämter — mit der Durchführung aller für die Truppenunterbrin- 
gung notwendigen baulichen Aufgaben beauftragt. Die Sonderbau- 
ämter, die der Landesbauabteilung der Oberfinanzdirektion Koblenz 
unterstehen, haben demzufolge, wie in anderen Jahren, so auch in 
den Jahren 1950 und 1951 Verträge zur Durchführung von Bau- 
maßnahmen für die französische Besatzungsmacht geschlossen. Die 
Verträge enthalten zum größeren Teil Lohn- und Materialpreis- 
gleitklauseln. Die Einfügung von Lohn- und Materialpreisgleitklau- 
seln ist von der französischen Besarzungsmacht sdiriftlich genehmigt 
worden. Die Sonderbauämter sind daher nur im Auftrag und für 
Rechnung der französischen Besatzungsmacht tätig geworden, auch 
wenn Leistungs^ 4 erträge geschlossen wurden, ohne ausdrücklich her- 
vorzuheben, daß die Sonderbauämter für die französische Besat- 
zungsmacht handelten. 

Dies war den deutschen Unternehmern auch bekannt. Auch die 
Kleine Anfrage 145 der Fraktion der DP — Drucksache 1143 — 
geht davon aus, daß sich die Forderungen der Unternehmer gegen 
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die französische Besatzungsmacht richten. Es würde jeder Lebens- 
erfahrung widersprechen, zu unterstellen, die Auftragnehmer seien 
sich des Charakters der von ihnen übernommenen Aufträge als Be- 
satzungsaufträge nicht bewußt gewesen. Die Unternehmer sind 
außerdem von den zuständigen Dienststellen des Landes Rheinland- 
Pfalz und auch von meinem Hause stets dahingehend unterrichtet 
worden, daß es sich bei den Besatzungsaufträgen um durchlaufende 
Requisitionen der Besatzungsmacht handele, deren sach- und fach- 
gerechte Unterbringung in der deutschen Bauwirtschaft deutsche 
Dienststellen nur auftragsweise, gewissermaßen als der verlängerte 
Arm der Besatzungsmacht, durdizuführen hätten, ohne daß dadurch 
eigene Rechtsbeziehungen zwischen den Dienststellen und den Liefer- 
firmen entstanden seien. In diesem Zusammenhang darf ich auf das 
Urteil des Landgerichts Koblenz vom 4. August 1955 — 1 0 252/54 — , 
veröffentlicht in der Neuen Juristischen Wochenschrift 1955 S. 1802, 
verweisen, in dem ausgeführt worden ist, daß es sich bei den von der 
Sonderbauvcrwaltung Rheinland-Pfalz für die amerikanische Besat- 
zungsmacht abgeschlossenen Bauverträgen um Requisitionsforderun- 
gen der Besatzungsmacht gehandelt hat. Das gilt in vollem Umfang 
auch für die Bauaufträge, welche die Sonderbauverwaltung Rhein- 
land-Pfalz für die französische Besatzungsmacht vergeben hat. 

An der Rechtsnatur dieser Verträge als Besatzungsaufträge und damit 
auch an der alleinigen Zahlungsverpflichtung der ehemaligen franzö- 
sischen Besatzungsmacht hat sich nach Inkrafttreten der Bonner Ver- 
träge nichts geändert. Die Bundesrepublik hat in diesen Verträgen 
keinerlei Verpflichtung zur Zahlung von Vergütungen für Sach- und 
Werkleistungen einschließlich Bauleistungen an die ehemaligen Be- 
satzungsmächte übernommen. 

3. In einer nicht unerheblichen Zahl von Einzelfällen sind die For- 
derungen aus den Lohn- und Materialpreisgleitklauseln trotz der 
grundsätzlichen Genehmigung der Klauseln an sich — ihre Berech- 
tigung im Einzelfall steht hier nicht zur Erörterung — bisher nicht 
anerkannt und befriedigt worden. Offensichtlich handelt es sich bei 
den in der Kleinen Anfrage 218 angesprochenen Forderungen um 
bereits im Beschwerdeverfahren geltend gemachte Forderungen. Über 
die formell und teilweise materiell nidit befriedigende Vorbereitung 
der Verfahren des Service du Personei, du Materiel et des Presta- 
tions (PMP) durch die Dircction de Genie Rastatt und über die 
ständigen Bemühungen der Landesbauabteilung der Oberfinanzdirek- 
tion Koblenz und meiner Bautechnisdien Arbeitsgruppe Heidelberg 
um eine beschleunigte Abwicklung der Verfahren habe ich dem Bun- 
destag bereits in meiner Beantwortung — Drucksache 1359 — der 
Kleinen Anfrage 145 der Fraktion der DP — Drucksache 1143 — 
am 28. April 1955 berichtet. 

Das Inkrafttreten der Bonner Verträge in der Fassung des Pariser 
Protokolls über die Beendigung des Besatzungsregimes in der Bundes- 
republik Deutschland am 5. Mai 1955 hat insofern zu weiteren 
Schwierigkeiten geführt, als das französische Gericht in Rastatt, das 
in Fällen dieser Art bis zum 5. Mai 1955 angerufen werden konnte, 
seine Tätigkeit, soweit es sidi um Entscheidungen über Forderungen 
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deutscher Unternehmer gegen die ehemalige französische Besatzungs- 
macht handelt, eingestellt hat und die französisdie Besdiwerdel^om- 
mission — PMP — inzwischen in Liquidation getreten ist. Die 
Beauftragung der französischen Verwaltungsdienststellen mit der 
Überprüfung der Fälle, in denen Klagen anhängig sind oder in denen 
neue Tatsachen vorgebracht werden, wird von den deutschen Unter- 
nehmern als nicht ausreichend angesehen. Das Auswärtige Amt führt 
deshalb seit längerer Zeit mit der Französischen Botschaft Verhand- 
lungen mit dem Ziele, eine rasche Entscheidung über die noch offenen 
Forderungen möglidist durch eine unabhängige Stelle herbeizuführen. 
Die Verhandlungen konnten noch nicht zum Absdtluß gebradit 
werden. 

4. Aus den vorstehenden Ausführungen bitte ich zu entnehmen, daß 
nach der übereinstimmenden Auffassung der beteiligten Bundes- 
ressorts keine Rechtsansprüche der deutschen Vertragschließenden 
gegen deutsche Bundes- oder Landesbehörden bestehen. Über die 
bereits eingeleiteten Schritte hinaus sieht sich die Bundesregierung zu 
Maßnahmen zur Befriedigung der gestellten Forderungen zu ihrem 
Bedauern nicht in der Lage. 


In Vertretung 
Hartmann 
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